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BUNDESGERICHTSHOF

IX ZB 69/89 BESCHLUSS

vom

20. Februar 1992
in dem Rechtsstreit

Dr. Hartmut SN
AR - strafe @B EANENEND.

(vormals Karl-Heinz i

Hemmmstrape @i )

als Verwalter im Konkurs Uber das Vermdgen der Efl-W@&lD

walter JG GrbH & Co. H -kG, VEllED-EOD.

Beklagter und Beschwerdefiuhrer,

- Prozefbevollmichtigte: Rechtsanwélte Dr [ )
und F.

gegen

IGED LG Conpmmn—
P.O. Box @B
vertreten durch Gerald

@D v B street, AGEED. I . @ UusA,

Klagerin und Beschwerdegegnerin,

USA,

- ProzePbevollmachtigte Rechtsanwalte Dr. und Partner,
II. Instanz: X -



Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
durch die Richter Dr. Schmitz, Dr. Kreft, Kirchhof,
Dr. Fischer und Dr. Ganter

am 20. Februar 1992
beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten
gegen den Beschlup des 5. Zivilsenats
des Oberlandesgerichts Hamm vom

13. Juli 1989 wird auf seine Kosten
zurickgewiesen.

Grungde

Die Kl&gerin hat gegen Karl-Heinz RGP als Verwalter
im Konkurs uUber das Vermdgen der E4ED-WER Walter JOlED
GmbH &. Co HENANENEENNY- <G in VEll (fortan: Gemein-
schuldnerin) Klage erhoben mit dem Antrag, lber die Verwer-
tung von zwOlf im einzelnen bezeichneten Maschinen Auskunft
Zu erteilen, Uber den Erlds Rechnung zu legen und den sich
danach ergebenden Erlds sowie die noch verwertbaren Maschi-
nen an die Klagerin herauszugeben. Das Landgericht hat den
Beklagten durch Teilurteil vom 21. Marz 1989 verurteilt,
die verlangte Auskunft zu erteilen und Uber den Erlds Rech-
nung zu legen. Mit Beschlup vom 13. Juli 1989 hat das Beru-
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fungsgericht den Streitwert fir das Berufungsverfahren end-
giltig auf 500 DM festgesetzt und die Berufung des Beklag-
ten als unzuldssig verworfen. Zur Begrindung hat es ausge-
fdhrt, das Interesse des Beklagten, die Auskunft nicht er-
teilen zu missen und damit Zeit und Arbeit 2zu vermeiden,
seil allenfalls auf 500 DM zu schatzen. Es sei davon auszu-
gehen, dap dem (Berufungs-)}Klager als Konkursverwalter die
erforderlichen Unterlagen Uber die Verwertung der Maschinen
vorldgen und dap die bendétigten Arbeiten auch dann in weni-
gen Stunden ausgefihrt werden kénnten, wenn die WiIllllllllD
GmbH - wie vom Beklagten behauptet - im Besitz der Ver-
kaufsunterlagen sei. Selbst wenn der Beklagte noch eine
Hilfskraft hinzuzdége, blieben die Kosten deutlich unter dem
Betrag von 500 DM. Dieser Betrag werde auch nach Addition
weiterer Kosten (Ablichtungen, Schreibkosten und andere Ne-
benkosten) nicht Uberschritten.

Gegen den Beschluf vom 13. Juli 1989 hat der Beklagte
form- und fristgerecht sofortige Beschwerde eingelegt. Am
13. Oktober 1989 wurde Uber das Vermdégen des Konkursverwal-
ters RGN das Konkursverfahren erdffnet. An seiner Stelle
wurde Dr. SWH® zum Konkursverwalter Uber das Vermdgen der
Gemeinschuldnerin bestellt. Das Beschwerdeverfahren wurde
bis Ende 1991 nicht weiterbetrieben. Eine Beschwerdebegrin-
dung ist ungeachtet einer bis zum 7. Januar 1992 gesetzten
Frist nicht eingegangen.
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Die gem&B § 519 b Abs. 2, § 547 ZPO zuldssige soforti-

ge Beschwerde ist nicht begrindet.

Einer Entscheidung lUber das Rechtsmittel steht nicht
entgegen, daP uber das Vermdégen des urspringlich zum Kon-
kursverwalter bestellten Karl-Heinz Rl das Konkursver-
fahren erdffnet worden ist. Eine Unterbrechung des Verfah-
rens nach § 240 ZPO war damit nicht verbunden. Ein Konkurs
Uber das Vermdgen einer Partei kraft Amtes unterbricht ei-
nen Prozef Uber das "verwaltete" Vermdgen, um den es hier
geht, nicht (vgl. Wieczorek, ZPO 2. Aufl. § 240
Anm. E II b; Zéller/Stephan, ZPO 17. Aufl. § 240 Rdn. 2).
Ein Antrag des Prozefbevollmachtigten des Beklagten auf
Aussetzung des Verfahrens nach §§ 241, 246 Abs. 1 ZPO ist
nicht gestellt worden, so daP auf sich beruhen kann, ob ei-
ne Aussetzung - zumal nach Ernennung eines neuen Konkurs-
verwalters - nach diesen Vorschriften (noch) in Betracht
kame.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung ohne Rechtsver-
stof als unzuldssig verworfen. Gegen Urteile, die - wie im
Streitfall - vor Inkrafttreten des Rechtspflege-Vereinfa-
chungsgesetzes vom 17. Dezember 19590 (BGBl1l I S. 2847) er-
gangen sind, ist die Berufung nur zuléssig, wenn der Wert
des Beschwerdegegenstandes 700 DM uUbersteigt (§ 511 a
Abs. 1 ZPO a.F.). Diese Voraussetzung liegt hier nicht vor.
Nach der Streitwertfestsetzung in dem angefochtenen Be-
schluf betragt der Wert des Beschwerdegegenstandes 500 DM.



Der Streitwert fir die Berufungsinstanz ist nicht zu nied-
rig festgesetzt worden. Das Berufungsgericht ist zutreffend
davon ausgegangen, dap bei einer Klage auf Auskunft (und
Rechnungslegung) sich das Interesse des verurteilten Be-
klagten, die Auskunft nicht erteilen (und Rechnung nicht
legen) zu mussen, nach dem Aufwand an Zeit und Kosten be-
stimmt, die fidr ihn mit einer Ausfihrung der Handlungen
verbunden sind (BGH, Urt. v. 27. November 1991

- VIII ZR 37/91, WM 1992, 289, 290 m.w.N.; Urt. v. 9. Ju-
1i 1964 - VII ZR 113/63, NJW 1964, 2061; Zdéller/Schneider
aa0 § 3 Rdn. 16 Stichworte "Auskunft"” und "Rechnungsle-
gung"). Dap diese Kosten entgegen den Darlegungen des Beru-
fungsgerichts 500 oder gar 700 DM Uberstiegen, hat der Be-
klagte nicht vorgetragen; es ist auch anderweitig nicht er-
sichtlich.

Schmitz Kreft Kirchhof
Fischer Ganter



	BUNDESGERICHTSHOF

	BESCHLUSS

	HMMBstraße fll* BMHm)

	SS

	I.



	y/



